
Verwaltungsvereinbarung 

zwischen dem Bund und  der  Freien Hansestadt Bremen 

über  die 

Gewährung  von  Sofогthilfen  des  Bundes als Billigkeitsleistungen für „Сoronа-

 

Übeгbrückungsh1fеn fíir kleine und mittelständische Unteглеhmén" 

die  Freie Hansestadt Bremen 

vertreten durch  die  Senatorin fiiг Wirtschaft, Arbeit und Europa 

- nachstehend  „Land  Bremen" genannt - 

und 

die  Bundesrepublik  Deutschland 

. vertreten durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

- nachstehend „Bund" genannt - 

schließen folgende Verwaltungsvereinbarung für.  die  Gewährung  von  Soforthilfen  des  Bundes 

als Billigkeitsleistungen gemäß §  53  Bundeshaushaltsordnung (BHO) für „Сorоna-

ÜberbгUсkungshilfen für kleine und mittelständische Unternehmen". Das Programm wird 

durch  die  Länder ausgeführt. 

Artikel  1 

Grundsätze und Umfang  der  Bundeshilfe 

(1)  Die  gesundheitspolitisch notwendigen Mаßnаьmсп zur Bekäirmpfung  der Corona-

Pandemie habeü  in  verschiedenen Branchen zur weitgehenden oder vollständigen 

Schließung  des  Geschäftsbetriebs geführt. Inzwischen werden zwar viele 

Beschгänkungеп graduell wieder gelockert, at~eг bei zahlreichen Unternehmen ist  der 

Geschäftsbetrieb aufgrund  der Corona-Krise immer noch ganz oder teilweise 

eingeschränkt. Ziel  der  Überbrückungshilfe ist  es  daher, kleinen und mittelständischen 

Unternehmen,  die  aufgrund  der Corona-Pandemie hohe Umsatzeinbußen zu verzeichnen 

haben, für  die  Monate Juni bis August  2020  eine weitergehende Liquiditätshilfe zu 

gewähren und sie so  in der  Existenz zu sichern. 

(2)Der  Bund stellt hierfür vorbehaltlich  der  Verabschiedung  des  zweiten Nachtragshaushalts 

2020  durch Bundestag und Bundesrat über  die  Länder Haushaltsmittel  in  Höhe  von  . 

insgesamt bis zu  25  Mrd. € aus dem Bundeshaushalt  2020  zur Verfügung.  Die  Verteilung 

der  Mittel erfolgt nach Bedarf. . 
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Artikel  2 

Verwendung  der  Mittel 

(1)Die  Mittel  des  Bundes sind für iberbrtickungshilfen  an  Unternehmen aller Branchen, 

einschließlich  der  landwirtschaftlichen Urproduktion, soweit sie sich nicht für  den 

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) qualifizieren,  an  Soloselbständige und . 

selbständige Angehбrige  der  Freien Berufe im Haupterwerb vorgesehen, deren Umsatz  in 

den  Monaten April und  Mai 2020  zusammengenommen um mindestens  60  % gegenüber 

April und  Mai 2019  zurückgegangen ist.  ВЫ  Unternehmen,  die  zwischen dem  1.  April 

2019  und dem  31.  Oktober  2019  gegründet worden sind, sind statt  der  Monate April und 

Mai 2019 die  Monate November und Dezember  2019  zum Vergleich heranzuziehen.  Die 

Mittel sind als,Billigkeitsleistungen nach §  53  BHO zur Finanzierung  von  fortlaufenden 

betrieblichen Fixkosten  der  Antragsteller vorgesehen. . 

(2) Das  Land  Bremen beachtet beim Vollzug  des  Überbrückungshilfeprogramms  die 

Vorgaben  des  Bundes.  •Die  Voraussetzungen für  die  Gewährung  von  Überbrückungshilfe, 

die  Höhe  der  iberbrQckungshilfe  und  weitere Einzelheiten  der  Überbrückúngshilfe 

ergeben sich aus  der  Anlage.,,Vollzugshin~veise". Bund  und  Lander  stimmen zudem 

gemeinsame  FAQ  ab. . 

(3) Leistungen nach §  53  BHO aus dem Bundesprogramm  „Corona-Soforthilfen fix• 

•Kleinunternehmen und Soloselbständige" oder aus  den  dieses Bundesprogramm 

ergänzenden Soforthilfeprogrammen dér Länder werden anteilig auf  die 

iberbrückungshilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum, für  den  Soförthilfe gezahlt wird, 

sich mit dem Zeitraum, für  den  Überbrückungshilfe gezahlt wird, überschneidet. 

(4)  Zuschüsse aus anderen Zuschussprogrammen  des  Bundes und  der  Länder,  die  Hilfen im 

Zusammenhang mit  der Corona-Pandemie gewähren, werden ebenfalls auf  die 

iberbrückungshilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum und  der  Leistungszweck dieser 

. Hilfen sich mit dem Zeitraum und dem Leistungszweck  der  fberbrückungshilfe 

überschneiden. 

Artikel  Э 

Zuteilung  der  Mittel  des  Bundes 

(1) Die  Länderwerden ermächtigt,  die  Bundesmittel für fällige Zahlungen  von  , 

i)bеrbгückungshilfe im Haushaltsjahr  2020  selbstständig aus dem. Bundeshaushalt 

abzurufen. Dieser Abruf darf erst erfolgen, wenn  die  Zahlungen fällig sind. Zahlungen 

sind dann fällig, wenn  die  Höhe  der  Bewilligungen gegenüber dem Leistungsempfänger 

feststeht. Diе.Нёhe  der  geplanten Abrufe sind dér Bundesministerium für Finanzeh  per  . 

E-Mail  an  liquidität bmfbund.de mindestens drei  Tage  vor Abrúf mitzuteilen:  Der 

letLtiаögliche Abruf  der  Bundesmittel für  die Lander  muss  bis  zum  31.11.2020  erfolgen. 

Das  Land  Bremen wendet bei  der  Mittelvergabe das geltende Haushaltsrecht  des Landes 

an. . 
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(2)Das  Land  Bremen leitet  die  aus dem Bundeshaushalt abgerufenen Mittel unverzüglich 

nach Bewilligung  an den  Leistungsempfänger weiter. 

(3)Das  Land  Bremen hat über  die  vom Bund  in  Anspruch genommenen Mittel innerhalb 

einer Frist  von  sechs Monaten Rechnung zu legen. 

Artikel  4 

Vollzug 

(1) Die  Maßnahmen werden vom  Land  Bremen oder einem durch das  Land  beauftragten 

Dritten vollzogen. Bei Abwickuug  der  Maßnahmen kann sich das  Land  weiterer privater 

Dritter bedienen. 

(2)Zuständig für  die  Bewilligung und Auszahlung  der  Überbrückungshilfe  des  Bundes als 

Billigkeitsleistung nach §  53  BIII sind  die von den  Ländern gemäß Absatz  1  hierfíir 

benannten Stellen (Bewilligungsstellen). Dic für  die  Bewirtschaftung erforderlichen 

Mittel werden  den  Bewilligungsstellen vom  Land  zur Verfügung gestellt. 

Die  Antragstellung erfolgt áusschließlich durch einen vom Antragsteller beauftragten 

Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder vereidigten Buchprüfer. Bei  der  Ausgestaltung  des 

Antragsverfabrens  und  der  Antragsprüfung ist das  Land  Bremen für angemessene  und 

effektive Vorkehrungen zur Verhinderung  von  Missbrauch.und für  die  Einhaltung  der 

datenschutzrechtlichen Vorgaben verantwortlich.  Die  Bewilligungsstelle stimmt sich 

dabei soweit erforderlich  mit  weiteren Behörden, beispielsweise  mit  der 

Finanzverwaltung,  den  zuständigen Stellen für IT-Sicheгhеit  und  dem 

Landeskriminalamt,  ab. 

Die  Bewilligungsstellen entscheiden, ob  die  Voraussetzungen für  die  Gewährung  der 

Überbrückungshilfe vorliegen sowie über deren Höhe. Dabei dürfen  die 

Bewilligungsstellen auf  die  vom Steueгbeгater, Wirtschaftsprüfer oder vereidigten . 
Buchprüfer im Antrag gemachten Angaben vertrauen, soweit  es  keine Anhaltspunkte für 

Unvollständigkeit oder Fehlerhaftigkeit  der  Angaben gibt. Das  Land  oder  die 

Bewilligungsstellen sind verpflichtet, bei mindestens  5  % aller Begünstigten 

stichprobenartige Kontrollen durchzufdbren. 

(5) Sofern  der  Antrag auf Gewährung einer Überbrückungshilfe bewilligt wird, wird ein 

Bewilligungsbescheid erlassen.  In  dem Bewilligungsbescheid ist kenntlich zu machen, 

dass  es  sich um Mittel  des  Bundes handelt. 

(6) Nach Abschluss  des  Leistungszeitraums und Eingang  der  Unterlagen überprüfen  die 

Bewilligungsstellen auf  der  Grundlage,  der  für  die  Schlussabrechnung  der  ausgezahlten 

Überbrückungshilfe erstellten Bestätigung  des  Steuerberaters, Wirtschaftsprüfers oder 

vereidigten Buchprüfers für jeden Antrag folgendes: 

a)  das Vorliegen  der  Voraussetzungen fUir  die  Gewährung  der  Billigkeitsleistung, 

(3) 

(4) 
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b) die  Höhe und Dauer  der  Billigkeitsleistung sowie 

c) eine etwaige iberkompensation. . 

Zuviel gezahlte Leistungen sind zurückzufordern.  Die  Bewilligungsstelle prüft  die 

inhaltliche Richtigkeit  der  Bestätigung  des  Steuerberaters, Wirtschaftsprüfers oder 

vereidigten Buchprüfers und  der  für  die  Bewilligung  der  Вilligkeitsleistung maßgeblichen 

Versicherungen  des  AntragSstellers stichprobenartig und veidachtsabhängig nach. 

Artikel  5 

Unterrichtung und Prüfung 

(1)Der  Bund ist über  die  beabsichtigten Maßnahmen  des Landes  zu  den  oben genannten 

l' Jberbrückungshilfen, einscli.liaßlich eventueller Richtlinien und Erlauterungen  des 

Landes  oder  des  durch das  Land  beauftragten Dritten zu  den  Überbrückungshilfen, 

zeitnah zu unterrichten. Grundlegende Fragen,  die  für  die  Durchführung  der 

Überbrtckungshilfen  relevant  sind, insbesondere zurAuslegung dieser 

Verwaltungsvereinbarung und  der  Vollzugshinweise, werden durch alle Bundesländer 

koordiniert und.gemeinsam  an den  Bund herangetragen und sollen verbindlich für alle 

Länder beantwortet werden. Dabei soll soweit möglich ein zwischen  den  Ländern 

abgestimmter Vorschlag zur Lösung  der  Frage unterbreitet werden. 

(2)Nach Abschluss dieser Vereinbarung sind dem Bund vom  Land in  einem vom Bund 

vorgegebenen Turnus detaillierte Angaben Tiber  die  Anzahl  der  gestellten und 

bewilligten Antrage (auch differenziert nach Branchen),  die  Höhe  der  bewilligten und 

ausgezahlten Mittel sowie Abrechnungen über  den  Mittelabfluss vorzulegen. Bei 

Bedarf kann  der  Bund ergänzende Angaben verlangen. Nach Beendigung  der 

•Maßnabmen übersendet das  Land  Bremen dem Bund bis spätestens  31.  Juli  2022 

einen Schhissbericht Fiber  die  Durchführung  der  Maßnahmen sowie  die  Höhe  der 

zugewiesenen und verausgabten Bundes- und Landesmittel. Aufgrund seiner 

Berichtspflichten kann  der  Bund weitere Angaben fordern, insbesondere soweit 

beihilferechtliche oder europarechtliche Vorgaben oder parlamentarische Anfragen 

dies  erfordern. . 

(3)Das  Land  Bremen vеi fhсhtеt sich, stichprobenartig und verdachtsabhängig 

Prüfungen gemäß Artikel  4  Absatz  4  durchzuführen und dem Bund im 

Leistungszeitraum monatlich  die  Pitifungsmitteihmgen zuzusenden: 

(4)Der  Bund und  der  Bundesrechnungshof oder deren Beaufhágte können bei  den 

Dienststellen  des Landes  Bremen,  die  mit  der  Bewirtschaftung  der  Bundesmittel 

befasst sind, sowie bei allen sonstigen Stellen,  die  daß  Land  Bremen bei  der : 

Weitergabe  der  Mittel eingeschaltet hat, prüfen. Dieses Prüfungsrecht besteht auch 

gegentiber dem Lеistungseiripfanger und ist im Bewilligungsbescheid aufzunehmen. 

(5)Die Lander  tragen dafür Sorge, dass  aie  aus  der  Gewahrung  der  Überbrtickungshilfe 

resultierenden Berichtspflichten erfüllt werden. 



Die  Senatorin für Wutschaf;' 

Arbeit und Europa 

Zwoite Schlachtpforte  3 

28195  Bremen. 

Bremen, • Кя'/ '  
für das  Land  Bremen 

Berlin,  '  'О  • 

für  die  Bundesrepubik  Deutschland 

Bundesministerium für 

Wirtschaft und Energie . 

In  Vertretung 
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Artikel  6 

Rilckzahlung  von  Mitteln für Überbrückungshilfen 

Nichtverbrauchte Mittel  des  Bundes sind  an den  Bund zurilckzuüberweisen. Beträge,  die 

aufgrund verwaltungsverfahrensrechtlicher Regelungen zurückzufordern sind und 

zurückgezahlt wurden, sind vom  Land  Bremen zu vereinnahmen und  der  auf  den  Bund 

entfallende Anteil einschließlich erhobener Zinsen  an den  Bund zu erstatten. 

Artikel  7 
Steuerrechtliche Hinweise 

Die  als Überbrückungshilfe unter  den  vorstehenden Voraussetzungen bezogenen 

Billigkeitsleistungen sind steuerbar und nach  den  allgemeinen steuerrechtlichen Regelungen 

im Rahmen  der  Gewinnermittlung zu berücksichtigen. Dic Bewillìgungsbehördé informiert 

elektronisch  die  Finanzbehöгden  von  Amts wegen über  die  einem Leistungsèmpfänger jeweils 

•gewährte Überbrückungshilfe; dabei sind  die  Vorgaben  der  Abgabi✓nordnung,  der 

Mitteilungsverordnung sowie etwaiger anderer steuerrechtlicher Regelungen zu beachten. Fis• 

Zwecke  der  Festsetzung  von  Steuervorauszahlungen für das Jihr  2020  ist  die 

Überbrückungshilfe nicht zu berücksichtigen. • 

Artikel  8 

Inkrafttreten . 

Die  Verwaltungsvereinbarung tritt  am Tag  nach  der  Unterzeichnung  in Kraft. 

























Frgйпzende Verwaltungsvereinbarung „ Novemberhilfe" 
zwischen dem Bund und  der  Freien Hansestadt Bremen 

Liber  die 
Gewährung  von  Soforthilfen  des  Bundes а1s Billigkeitsleistungen fier  „Corona-

 

Überbrückungshilfen für kleüie und mittelständische Unternehmen" 

die  Freie Hansestadt Bremen 

vertreten durch  die  Senatorin fix• Wirtschaft, Arbeit und Europa 
- nachstehend  „Land  Bremen" genannt - 

und 

die  Bundesrepublik  Deutschland 
vertreten durch das Bundesministerium  fur  Wirtschaft und Energie 
- nachstehend „Bund" genannt - 

schließеn folgende Verwaltungsvereinbarung für  die  Gewährung  von  Soforthilfen  des  Bundes 
als Billigkeitsleistungen gemaß §  53  Bundeshaushaltsordnung (BHO) für  „Corona-
Überbrückungshilfen für kleine und mittelständische Unternehmen" sowie „Novemberhilfen". 
Das Programm wird durch  die  Länder ausgeftihrt. 

Präambel 

Die  Novemberhilfe wird als freiwillige Zahlung gewährt, wenn Unternehmen, . 
Soloselbständige und Ángehёrige  der  Freien Berufe aufgrund  der Corona-bedingten 
Betriebsschließungen bzw: Betriebseinschränkungen im November  2020 in  Folge  des 
Beschlusses  von  Bund und Ländегn vom  28.  Oktober  2020  erhebliche Umsatzausfälle 
erleiden. Diese Verwaltungsvereinbarung ergänzt  in  dieser Sinne  die  bereits bestehende 
Verwaltungsvereinbarung zur I)bеrbгtickungshilfe. 

Artikel  l 
Grundsätze und Umfang  der  Bundeshilfe 

(1) Die  gesundheitspolitisch notwendigen Maßnahmen zur Bekämpfung  der Corona-
Pandemie haben  in  verschiedenen Branchen zur weitgehenden oder vollständigen 
Schließung  des  Geschäftsbetriebs geftihrt. Ziel  der  1)berbrückungshilfe ist  es  daher, 
kleinen und mittelstandischen Unternehmen,  die  aufgrund  der Corona-Pandemie hohe 
Umsatzeinbußen zu verzeichnen haben, für  die  Monate Juni bis Dezember  2020  eine  in 
zwei Phasen gestaffelte, weitergehende Liquiditätshјlfe zu gewähren und sie so  in der 
Existenz zu sichern: . 

a.  iberbrtickungshilfe-Erste  Phase  (Überbriickungshilfe  I)  betrifft  die  Fórderzеiträume 
Juni bis August  2020; 
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(2) 

b.  Überbrückungshilfe-Zweite  Phase  (Überbrückungshilfe  II)  betrifft  die 

Förderzeiträume September bis Dezember  2020. 

Ziel  der  Novemberhilfe ist  es,  durch einen Beitrag zur Kompensation  des  Umsatzausfalls 

die  wirtschaftliche Existenz  von  Unternehmen sowie  von  Selbstäüdigen zu sichern,  die 

in  Folge  des  Beschlusses  von  Bund und Ländern vom  28.  Oktober  2020 von Corona-

bedingten BetriehsschlieBungen bzw. Betriebseinschränkungen im November  2020 

betroffen sind und deshalb erhebliche Umsatzausfälle erleiden. 

(3)Ein Anspruch auf  die  Gewährung  der  Billigkeitsleistungen besteht nicht. Vielmehr 

entscheidet  die  Bewilligungsstelle aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 

verfdgbarer Haushaltsmittel. Mit Inkrafttreten  des  zweiten Nachtragshaushalts stellt  der 

Bund  2020  über  die  Länder IIaushaltsmittél  in  Höhe  von  insgesamt bis zu  24,6  Mrd.  Euro 

aus dem Bundeshaushalt  2020  zur Verfügung. Für Ausgaben im Haushaltsjahr  2021  stellt 

der  Bund für  die  Länder vorbehaltlich  des  Inkrafttretens  des  Haushalts  2021  zusätzliche 

Mittel zur Verfügung.  Die  Verteilung  der  Mittel erfolgt nach Bedarf. 

Die  Vorbereitung  des  Antrags auf Novemberhilfe erfolgt ausschließlich  über  ein 

Onlineportal, dás  die  Antragsberechtigten hei  der  Antragstellung unterstützt. Für das 

Portal,  durch  welches  das Ausfüllen  des  Antragsfoi7nulars  und  die  Zusammenstellung  von 

Unterlagen sowie eine Weiterleitung  an die  zuständige Bewilligungsstelle auf 

Landesebene erleichtert wird, ist das Bundesministerium für Wirtschaft  und  Energie 

(BMWi) datenschutzrechtlich gemäß  Art. 4  Nr.  7 2. HS  DS-GVO verantwortlich. Zwecke 

und  Mittel  der  Datenverarbeitung werden  in  dieser Vereinbarung wie folgt festgelegt:  Die 

Zwecke  der  Datenverarbeitung sind  die  nutzerorientierte Assistenz bei  der  Eingabe  der  fOr 

die  späteren Verwaltungsverfahren erforderlichen Daten,  die  Übermittlung  an  dic 

zuständige Bewilligungsstelle sowie ein Rückkanal für  die  Kommunikation  und  die 

Bereitstellung  der  Bescheide. Dariüber hinaus sind  die  Zwecke  der  Datenverarbeitung  die 

Datenschutzkontrolle,  die  Datensicherung  und  der  Sicherstellung eines ordnungsgemäßeц 

Betriebes  der  Datenverarbeitungssysteme. Das Mittel  der  Datenverarbeitung ist das vom 

BMWi fOr  den  Betrieb  des  Verfahrens eingesetzte System. 

Die  fachliche Prüfung  und  Bescheidung  der  Anträge erfolgt ebenfalls online  in den  sog. 

Fachverfahren  der  Bewilligungsstellen auf Länderebene. Für dieses eigentliche 

Verwaltungsverfahren sind  die  В  wil1gungsstellen  der  Länder  nach  Art. 4  Nr.  7 2.  I1S 

DS-OVO  datenschutzrcchtlich verantwortlich. Zwecke  und  Mittel  der  Datenverarbeitung 

werden  in  dieser Vereinbarung wie folgt festgelegt: Zweck  der  Datenverarbeitung ist  die 

Ausfiührung  des den  Bewilligungsstellen  der  Länder  in  dieser Vereinbarung zugewiesenen 

Programms  der  Gewährung  der  Soforthilfen  des  Bundes als „Überbrückungshilfen"  und 

„Novemberhilfen". Das Mittel  der  Datenverarbeitung ist das  von  Bewilligungsstellen für 

den  Betrieb  des  Verfahrens eingesetzte System. 

(4) 
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Artikel  2 

Verwendung  der  Mittel 

(la) Die  Mittel  des  Bundes sind für iUberbгückungsh.ilfen-Erste  Phase  (Förderzeitraum Juni 

bis  August  2020) an  Untегnеhmeil  alles  Branchen, einschließlich  der  landwirtschaftlichen 

Urproduktion, soweit sie sich nicht  fair den  Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) 

qualifizieren,  an  Soloselbständige  und  selbständige Angehör7ge  der  Freien Berufe im 

Haupterwerb vorgesehen, deren Umsatz  in den  Monaten April  und  Mai 2020 

zusammengenommen um mindestens  60  % gegenüber April  und  Mai 2019 

zurückgegangen ist. Bei Unternehmen,  die  zwischen dem  1.  April  2019  und  dem  31. 

Oktober  2019  gegründet worden sind, sind statt  der  Monate April  und  Mai 2019 die 

Monate November  und  Dezembèr  2019  zum Vergleich heranzuziehen.  Die  Mittel sind als 

Billigkeitsleistungen nach §  53  BHO zur Finanzierung  von  fortlaufenden betrieblichen 

Fixkosten  der  Antragsteller vorgesehen. 

(lb)Die Mittel  des  Bundes sind für Überbrückungshilfen-%weite  Phase  (Förderzeitraum 

September  bis  Dezember  2020) an  Unternehmen  aller  Branchen, einschließlich  der 

landwirtschaftlichen Urproduktion, soweit sie sich nicht für  den 

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) qualifizieren,  an  Soloselbständige  und 

selbständige Angehörige  der  Freien Berufe im Haupterwerb vorgesehen, deren Umsatz 

entweder im Zeitraum April  bis  August  2020 in  zwei zusammenhängenden Monaten  urn 

mindestens  50  % gegenüber  den  jeweiligen Voijahresmonaten zurückgegangen ist oder 

im Durchschnitt  in den  Monaten April  bis  August  2020  gegenüber dem 

Vorjahreszeitramn um mindestens  30  % eingebrochen ist.  Die  vorgenannten 

Bedingungen  des  Umsatzrückgangs gelten nicht für Unternehmen,  die  aufgrund  von 

starken saisonalen Schwankungen ihres Geschäfts im Zeitraum April  bis  August  2019 

zusammen weniger als  15  %  des  Jahresumsatzes erzielt haben. Bei Unternehmen,  die 

nach dem  1.  Juli  2019  gegründet worden sind, sind zum Nachweis  des  Umsatzeinbruches 

von  mindestens  50  % statt  der  Monate April  bis  August  2019 die  Monate November  und 

Dezember  2019  zum Vergleich heranzuziehen. Bei Unternehmén,  die  nach dem 

1.  September  2019  gegründet worden sind, sind zum Nachweis  des  Umsatzeinbruches 

von  mindestens  50  %  in den  Monaten September  bis  Dezember  2020 die  Monate 

November  2019  bis  Februar  2020  zum Vergleich heranzuziehen. Unternehmen,  die  nach 

dem  31..  Oktober  2019  neu gegründet worden sind, sind nicht antragsberechtigt.  Die 

Mittel sind als Billigkeitsleistungen nach §  53  BIHO zur Finanzierung  von  fortlaufenden 

betrieblichen Fixkosten  der  Antragsteller vorgesehen. 

(le) Die  Mittel  des  Bundes sind für  die  Novemberhife  an  alle Unternehmen (auch 

öffentliche), einschließlich Betrieben, Selbständigen, Vereinen und Einrichtungen 

vorgesehen,  die die  folgenden Voraussetzungen erfüllen: Alle Unternehmen und 

Soloselbstständigen,  die  auf Grundlage  der  erlassenen Schließungsverordnungen  der 

Länder  in  Folge  des  Beschlusses  von  Bund und Ländern vom  28.  Oktober  2020 den 

Geschäftsbetrieb einstellen mussten (direkt betroffene Unternehmen) sowie alle 

Unternehmen und Soloselbstständigen,  die  nachweislich und regelmäßig mindestens  80 

% ihrer Umsätze mit direkt  von den  o.g. Maßnahmen betroffenen Unternehmen erzielen 
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(indirekt betroffene Unternehmen). Antragsberechtigt sind auch Unternehmen und 

Soloselbstständige,  die  regelmäßig mindestens  80  % ihrer Umsätze durch Lieferungen 

und Leistungen im Auftrag direkt  von der  Maßnahme betroffener Unternehmen  ti  сг 

Dritte (zum Beispiel Veranstaltungsagenturen) erzielen. Diese Antragsteller mtissen 

zweifelsfrei nachweisen, dass sie wegen  des  Schließungsverordnungen auf  der  Grundlage 

der  Ziffern  5  und  б  des  vorgenannten Beschlusses vom  28.  Oktober  2020  einen 

Umsatzeinbruch  von  mehr als  80  % im November  2020  erleiden. Beherbergungsbctricbe 

und Veranstaltungsstätten werden als direkt betroffene Unteј'lehmen angesehen.  Die 

Mittel werden als Billigkeitsleistungen nach §  53  BHO zur Kompensation  der 

Umsаtzausf пе gewährt. . 

Das Laцд Bremen beachtet heim Vollzug  der in  Artikel Absatz  1  und  2  genannten 

Hilfsprogramme  die  Vorgaben  des  Bundes.  Die  Voraussetzungen fLir  die  Gewähпiцg  der 

Billigkeitsleistung,  die  Höhe  der  Billigkeitsleistung und weitere Eínzelheiten zu  den 

Billigkeitsleistungen ergeben sich aus  der  Anlage ,;Vollzugshinweise". Bund und Länder 

stimmen zudem gemeinsame'FAQ ab. . . 

Leistungen nach §  53  BHO aus dem Bundesprogramm „Сorona-Soforthilfen für 

Kleinunternehmen und Soloselbständige" oder aus  den  dieses Bundesprogramm 

erganzcnden Sofoгthilfepгogгammeп  der  Länder werden anteilig auf dic 

1bеrbrückungshilfe angеieclцlеt, soweit  der  Zeitraum, für  den  Soforthilfe gezahlt wird, 

sich mit dem Zeitrашn;  fuir  den  Überbrückungshilfe gezahlt wird, berschneidet. 

(4) Zuschüsse aus anderen Zuschussprogrammen  des  Bundes und  der  Länder,  die  Hilfen im 

Zusammenhang mit  der Corona-Pandemie gewähren, werden ebenfalls auf  die 

Überbrückungshilfe angerechnet, soweit  der  Zeitslum und  der  Leistungszweck dieser 

Hilfen sich mit dem Zeitraum und dem Leistungszweck  der  Überbrckungshilfe 

iiberschneidcn. 

(5) Gleichartige Leistungen aus anderen Hilfsprogrammen  des  Bundes und  der  Länder,  die 

Hilfen im Zusammenhang mit  der Corona-Pandemie gewähren, werden auf  die 

Novemberhilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum dieser Hilfen sich mit dem 

Leistungszeitraum  der  Novemberhilfe überschneidet. Kurzarbeitergeld inklusive  der 

Lrstattimg  von  Sozialversicherungsbeiträgen wird fUr  den  Leistungszeitraum auf  die 

Leistungen  der  Novemberhilfe angerechnet.. 

(6)Leistungen aus  der  Überbrückungshilfe und  der  Novemberhilfe werden wechselseitig 

angerechnet, sofern sie für  den  selben Föгdсгzcitгaum erfolgán. Wird zuerst ein Antrag 

für  die  zweite  Phase der  Überbrückungshilfe und anschließend ein Antrag auf 

Novemberhilfe gestellt, sind  die  im Rahmen  der  Überbrückungshilfe für November  2020 

beantragten Zuschüsse bei  der  Antragstellung für Novemberhilfe entsprechend 

anzugeben. Wird zuerst ein Antrag für Novemberhilfe und anschließend ein Antrag auf 

'iberbrückungshilfe gestellt, sind  die  im Rahmen  der  Novemberhilfe beantragten 

Zuschüsse bei  der  Antragstellung für  die  Überbrückungshilfe entsprechend anzugeben. 

(2) 

(3) 
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Artikel  3 

Zuteilung  der  Mittel  des  Bundes 

(1) Die  Länder  werden ermächtigt,  die  Bundesmittel für zu erwartende Zahlungen  der 

Billigkeitsleistungen  in den  Haushaltsjahren  2020  und  2021  selbstständig aus dem 

Bundeshaushalt abzurufen. Dieser Abruf darf  in  Höhe dér voraussichtlichen Zahlungen 

erfolgen.  Die  Höhe  der  geplanten Abrufe sind dem Bundesministerium fiir Finanzen  per 

E-Mail  an  liquidität@bmf.bund.de  mindestens drei  Tage  vor Abruf mitzuteilen.  Der 

letztmögliche Abruf  der  Bundesmittel fdr  die Lander  muss für  die  Überbrückungshilfe  I 

bis  zum  15.  Dezember  2020  erfolgen. Für  die  Überbrückungshilfe  I1  und  die 

Novemberhilfe sollte  der  Abruf fii'  r die  Bundesmittel  bis  zum  15.  Dezember  2020 

erfolgen, muss jedoch spätestens  bis  zum  15.  Dezember  2021  erfolgen. Das  Land  Bremen 

wendet bei  der  Mittelvergabe das geltende Haushaltsrecht  des Landes an. 

(2)Das  Land  Bremen leitet  die  aus dem Bundeshaushalt abgerufenen Mittel unverzügl~сh 
nach Bewilligung  an den  Leistungsempfänger weiter. . 

(3)Das  Land  Bremen hat über  die  vom Bund  in  Anspruch genommenen Mittel innerhalb 

einér Frist  von  sechs Monaten ab Abruf Rechnung zu legen. 

Artikel  4 

Vollzug 

(1) Die  Maßnahmen werden vom  Land  Bremen oder einem durch das  Land  beauftragten 

Dritten vollzogen. Bei Abwicklung  der  Maßnahmen kann sich das  Land  weiterer privater 

Dritter bedienen. 

(2)Zuständig für  die  Bewilligung und Auszahlung  der in  Artikel  1  Absatz  1  und  2  genannten 

Hilfsprogramme  des  Bundes als Billigkeitsleistung nach §  53  BHO sind  die von den 
Ländern gemäß Absatz  1  hierfür benannten Stellen (Bewilligungsstellen).  Die  ir  die 

Bewirtschafining erforderlichen Mittel werden  den  Bewilligungsstellen vom  Land  zur 

Verfügung gestellt. 

(3) Die  Antragstellung für  die in  Artikel  1  Absatz  1  genannten Iilfsprograrnmc,erfolgt 

ausschließlich durch einen vom Antragsteller beauftragten Steuerberater, 

Wirtschaftsprüfer, vereidigten BuchprOfer oder Rechtsanwalt. 
Bei  der in  Artikel  1  Absatz  2  genannten Novemberhilfe sind soloselbstständige bis zu 
einem Förderhёсhstsatz  von 5.000  Euro  unter besonderen Identifizierungspf1chten direkt 

antragsberechtigt. 

Die  Antragstellung für  die  Novemberhilfe erfolgt ausschließlich durch einen vom 

Antragsteller beauftragten Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, vereidigten Buchprüfer oder 

Rechtsanwalt, wenn eine  der  unter Ziffern  a)  bis  c)  g~nanntеn Voraussetzungen vorliegt: 

a) Die  Höhe  der  zu béantragenden Billigkeitsleistung überschreitet  den  Betrag  von 5000 

Euro, 

b) Der  Antragsteller hat bereits Überbrückungshilfe beantragt, 
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c)  Beim Antragsteller handelt  es  sich nicht um Soloselbstständige. 

Bei  den  Anträgen  fair die  Novemberhilfe erfolgt bei Direktanträgen  von 

soloselbständigen  bis  zu einem Färdeгhöchstsatz  von 5.000  Euro  eine automatische 

Identifizierung  der  Antragsteller  und  Prüfung  der  Anträge.  Die  automatische Prüfung  und 

Bescheidung  der  Anträge erfolgt durch  die  Bewilligungsstellen  der  Länder  auf Basis  der 

vom Bund bereitgestellten Daten. Dabei handelt  es  sich um einen vollständig 

automatisierten Erlass eines Verwaltungsakts im Sinne  der  jeweiligen 

Verwaltungsverfahrensgesetze  der  Länder.  Die  Kriterien  der  Prüfung werden vom Búnd 

im Benehmen  mit  den  Ländern festgelegt.  Die  Zahlung wird automatisiert nach  der 

automatischen PrUfung  und  Bescheidung im Faehverfalu•en  der  Länder  durch  den  Bund 

geleistet.  Die Lander  tibernehmen für  die  vom Bund bereitgestellten Daten keine 

Haftung. 

Bei  der  Ausgestaltung  des  Antragsverfahrens  und  der  Antragspriifung ist das  Land 

Bremen für angemessene  und  effektive Vorkehrungen zur Verhinderung  von  Missbrauch 

und  für  die  Einhaltung  der  datenschutzrechtlichen Vorgaben verantwortlich.  Die 

Bewilligungsstelle stimmt sich dabei soweit erforderlich  mit  weiteren Behörden, 

beispielsweise  mit  der  Finanzverwaltung,  den  zuständigen Stellen für  IT-Sicherheit  und 

dem Landeskriminalamt,  ab. . 

(4) Die  Bewilligungsstellen entscheiden, ob  die  Voraussetzungen für  die  Gew tьгu ng  der 

Billigkeitsleistung vorliegen sowie tiber deren Höhe, außer  in  Fällen,  in  denen eine 

automatische Verarbeitung erfolgt. Dabei dürfen  die  Bewilligungsstellen auf  die  im 

Antrag gemachten Angaben vertrauen, soweit  es  keine Anhaltspunkte für 

Unvollständigkeit oder Fehlerhafligk.eit  der  Angaben gibt. Bei  der  Überbrtickungshilfe 

sind das  Land  oder  die  Bewilligungsstellen verpflichtet, stichprobenartige Kontrollen bei 

mindestens  5  % aller Leistungsempfänger durchzufL'bren. Bei  der  Novemberhilfe sind 

däs  Land  oder  die  Bewilligungsstellen verpflichtet, bei direkt gestellten Anträgen 

stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  l %  der  Leistungsempfänger durchzufiihrcn 

und bei Fiber prüfende Dritte gestellten Anträgen stichprobenartige Kontrollen bei 

mindestens  5  %  der  Leistungsempfänger durchzufiihren. 

(5)  Sofern  der  Antrag auf Gewährung einer Billigkeitsleistung im Rahmen  der in  Artikel  1 

Absatz  1  und  2  geйannten Hilfsprogramme bewilligt wird, wird ein Bewilligungsbescheid 

erlassen.  In  dem Bewilligungsbescheid ist kenntlich zu machen, dass  es  sich um Mittel 

des  Bundes handelt. 

Nach Abschluss  des  Leistungszeitraums und Еingang  der  Unterlagen überprtifen  die 

Bewilligungsstellen auf  der  Grundlage  der  für  die  Schlussabrechnung  der  ausgezahlten 

Billigkeitsleistung erstellten Bestätigung  des  Steuerbeгateгs, Wirtschaftsprifers, 

vereidigten Buchprüfers oder Rechtsanwalts für jeden Antrag folgendes: 

a) das Vorliegen  der  Voraussetzungen  fair die  Gewahrung  der  Billigkeitsleistung, 

b) die  Höhe und Dauer  der  Billigkeitsleistung sowie 

c) eine etwaige Überkompensation. 

Nach  Art. 2  dieser VV sind zu viel gezahlte Leistungen zurückzufordern.  Die 

Bewilligungsstelle prtift  die  inhaltliche Richtigkeit  der  Bestätigung  des  Steuerberaters, 

(6) 
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Wirtschailsprйfers, vereidigten Buchprtifers oder Rechtsanwalts und  der  für dic 

Bewilligung  der  Billigkeitsleistung maßgeblichen Versicherungen  des  Antragsstcllcrs 

stichprobenartig und verdachtsаЫ gängig nach. 

(7) Antragsberechtigte,  die  ihren Antrag Tiber einen Prüfenden Dritten stellen, erhalten als 

Vorauszahlung auf  die  endgшtigc Förderung durch dic Bewilligungsstelle eine 

Abschlagszahlung.in Höhe  von 50  %  der  beantragten Förderung, jedoch höchstens 

10.000  Eure.  Die  automatische Prüfung  und  vorlaufige Bescheidung  der  Antrage cifòlgt 

durch  die  Bewilligungsstellen  der  Lände• auf Basis  der  vom Bund bereitgestellten Daten. 

Dabei handelt  es  sich  urn  einen vollständig automatisierten Erlass eines Verwaltungsakts 

im Sinne  der  jeweiligen Verwaltungsverfahrensgesetze  der  Länder.  Die  Kriterien  der 

Prüfung werden vom Bund im Benehmen  mit  den  Landen  festgelegt.  Die  Zahlung wird 

automatisiert nach  der  automatischen Prtifung  und  Bescheidung im Fachvcrfahrcn  der 

Länder  durch  den  Bund geleistet. Dic  Länder  iibernehmen für  die  vom Bund 

bereitgestellten Daten keine I-Iáftung. 

Artikel  

Unterrichtung und Prüfung 

(1)Der  Bund ist Tiber  die  beabsichtigten Maßnahmen  des Landes  zu  den in  Artikel  1  Absatz  1 

und  2  genannten  I  Iilfsprogrannnen, einschließlich eventueller Richtlinien und 

1  rläutсrungеn  des Landes  oder  des  durch das  Land  beauftragten Dritten zu  den 

йbeгbriiсkungshilfen, zeitnah zu unterrichlcn. Grundlegende Fragen,  die  für  die 

Durchführung  der  oben genannten  I- Iilfspгograшne  relevant  sind, insbesondere zur 

Auslegung dieser Verwaltungsvcreinbarung und  der  Vollzugshinweise, werden durch alle 

Bundeslandér koordiniert und gemeinsam  an den  Bund herangetragen und sollen 

verbindlich für alle Länder beantwortet werden. Dabei soll soweit mOglich ein zwischen 

den  Ländern abgestimmter Vorschlag zur Lösung  der  Frage unterbreitet werden. 

(2)Nach Abschluss dieser Vereinbarung sind dem Bund vom  Land in  einem vom Bund 

vorgegebenen 'Turnus detaillierte Angaben t'bcr  die.  Anzahl  der  gestellten  und  bewilligten 

Antrage (auch differenziert nach Branchen) vorzulegen..  Dies  gilt nicht fUir  Lander, die 

am  gemeinsamen Fachverfahren teilnehmen. Alle  Lander  haben dem Bund  in  einem vom 

Bund vorgegebenen 'Turnus detaillierte Angaben zur höhe  der  hcwilligtch  und 

ausgezahlten Mittel sowie Abrechnungen Tiber  den  Mittelabfluss vorzulegen. Bei Bedarf 

kann  der  Bund crganzendc Angaben verlangen. Nach Beendigung  der  Maßnahmen 

iibcrscndet das  Land  Bremen dem Bund  bis  spätestens  31.  Juli  2022  einen Sсhilussbcricht 

Ubcr  die  Durchführung  der  Maßnahmen sowie  die  Höhe  der  zugewiesenen  und 

verausgabten Bundes-  und  Landesmittel. Aufgrund seiner Berichtspflichten kann  der 

Bund weitere Angaben fordern, insbesondere soweit beihilferechtliche oder 

europarechtliche Vorgaben oder parlamentarische Anfragen  dies  erfordern. 

(3)Das  Land  Bremen verpflichtet sich, stichprobenartig und verdachtsabhangig Priifungen 

gemaB Artikel  .4  Absatz  4  durchzuführen und dem Bund im Leistungszeitraum monatlich 

die  Prtifungsmittcil  ungen  zuzusenden. 
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(4)Der  Bund und  der  Bundesrechnungshof oder deren Beauftragte können bei  den 

Dienststellen  des Landes  Bremen,  die  mit  der  Bewirtschaftung  der  Bundesmittel befasst 

sind, sowie bei allen sonstigen Stellen,  die  das  Land  Bremen bei  der  Weitergabe  der 

Mittel eingeschaltet hat, prüfen. Dieses Prtifungsrecht besteht auch gegenüber dem 

Leistungsempfänger und ist im Bewilligungsbescheid aufzunehmen. 

(5).Die  Länder tragen dafür Sorge, dass  aie  aus  der  Gewahrung  des•  Überbrückungshilfe 

resultierenden Berichtspflichten erfüllt werden. 

Artikel  6 

Rückzahlung  von  Mitteln 

Nichtverbrauchte Mittel  des  Bundes sind  an den  Bund zurückzuüberweisen. Beträge,  die 

aufgrund verwaitungsverfahrensrcchtlicher Regelungen zurückzufordern sind und 

zurtickgezahlt wurden, sind vom  Land  Bremen ebenfalls zu vereiimahmen und  der  auf  den 

Bund entfallénde Anteil einschließlich etwaig erhobener Zinsen  an den  Bund zu erstatten.. 

• Artikel  
Steaerrechtliche Hinweise 

Die  als Überbr&kungshlfe und Novemberhilfe unter  den  vorstehenden Voraussetzungen 

bezogenen Billigkeitsleistungen sind steuerbar und nach  den  allgemeinen steuerrechtlichen 

Regelungen im Rahmen  der  Gewinnermittlung zu berticksichtigen.  Die  Bewilligungsstelle 

informiert elektronisch  die  Finanzbehörden  von  Amts wegen tiber  die  einem 

Leistungsempfänger jeweils gewährte Billigkeitsleistung; dabei sind  die  Vorgaben  der 

Abgabenordnung;  der  Mittei ingsverordnung sowie etwaigér anderer steuerrechtlicher 

Regelungen zu beachten. Für Zwecke  der  Festsetzung  von  Steuervorauszahlungen sind  die 

iberbrtickungshilfe und  die  Novemberhilfe nicht zu berücksichtigen. Als echte Zuschüsse 

sind  die  Überbrückungshilfe und  die  Novemberhilfe nicht umsatzsteuerbar. 

Artikel  8 

Inkrafttreten 

Die  Ergänzende Verwaltungsvereinbarung tritt rückwirkend zum  1.  November  2020 in Kraft, 

Bremen,  den 25.11.20 Berlin, 

fir  das  Land  Bremen für  die  Bundesrepublik  Deutschland 

Die  Senatогin für Wirtschaft, Arbeit  und Bundesministerium für Wirtschaft  und 

Europa Energie 
71 

In  Vei  tong 

Sven Wiebe 

-Staatsrat-

 

In  Ver  •etung 



Еrgänzeпde Verwaltungsvereinbarung „Dezemberhilfe" 

zwischen dem Bund und  der  Freién Hansestadt Bremen 

Tiber  die 

Gewährung  von  Soforthilfen  des  .Bundes als Billigkeitsleistungen für „Corona-

 

Übcrbruckmigshilfen für kleine und mittelständische Unternehmen" 

die  Freie Hansestadt Bremen 

vertreten durch dic Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und Europa 

- nachstehend  „Land  Bremen" genannt - 

und 

die  Bundesrepublik  Deutschland 

vertreten durch das Bundesministerium.fiir Wirtschaft und Energie 

- nachstehend „Bund" genannt - 

schließen folgende Verwaltungsvereinbarung für dic Gewährung  von  Soforthilfen  des  Bundes 

als Billigkeitsleistungen gemäß §  53  Bundeshaushaltsordnung (BHO) für  „Corona-

Überbrückungshilfen  fi r  kleine und mittelständische Unternehmen" sowie „Novemberhilfen" 

und „Dezemberhilfen". Das Programm wird durch dic Länder ausgefiihrt. 

Präambel 

Die  Dezemberhilfe wird als fciwillige Zahlung gewährt, wenn Unternehmen, 

soloselbständige und Angehörige  .der  Freien Berufe aufgrund  der Corona-bedingten 

Betriebsschließungen bzw. Betriebseinschränkungen im Dezember  2020 in  Folge  der 

Beschlüsse  von  Bund und Ländern vom  28.  Oktober  2020,  vom  25.  November  2020  und vom 

2.  Dezember  2020  erhebliche Umsatzausfälle erleiden. Diese Verwaltungsvereinbarung 

ergänzt  in  diesem Sinne  die  bereits bestehende Verwaltungsvereinbarung zur 

Überbrückungshilfe und Novemberhilfe. 

Artikel  l 
Grundsätze und Umfang  der  Bundeshilfe 

(1) Die  gesundheitspolitisch notwendigen Mallnabinen zur Bekämpfung  der Corona-

Pandemic  haben  in  verschiedenen Branchen zur weitgehenden oder vollstündigen 

Schließung  des  Geschäftsbetriebs geführt. Ziel  der  Überbrückungshilfe ist  es  daher, 

kleinen  und  mittelständischen Unternehmen,  die  aufgrund  der Corona-Pandemie hohe 

Umsatzeinbußen zu verzeichnen haben, für  die  Monate Juni  bis  Dezember  2020  eine  in 

zwei Phasen gestaffelte, weitergehende Liquiditätshilfe zu gewähren  und  sie so  in der 

Existenz zu sichern: 

a.  Überbrückungshilfe-1✓rste  Phase  (Überbr(tckungshilfe  I)  betrifft  die  Fördcrreitrüume 

Juni bis August  2020; 
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b.  Überbгilckungshilfe-Zweite  Phase  (Übеrbi7ickungshilfe  II)  betrifft  die 
Förderzeiträume September bis Dezember  2020. 

(2)Ziel  der  Novemberhilfe ist  es,  durch einen Beitrag zur Kompensation  des  Umsatzausfalls die  wirtschaftliche Existenz  von  Unternehmen sowie  von  Selbständigen zu sichern,  die in  Folge  des  Beschlusses  von  Bund und Ländern vom  28.  Oktober  2020 von  Corona-b.edingten Betriebsschließungen bzw. Betriebseinschränkungen iin November  2020 betroffen sind und deshalb erhebliche Umsatzausfálle erleiden. 

(3) Ziel  der  Dezemberhilfe ist  es,  durch einen Beitrag zur Kompensation  des  Umsatzausfalls die  wirtschaftliche Existenz  von  Unternehmen sowie  von  Selbständigen zu sichern,  die in Folge  der  Beschlüsse  von  Bund und Ländern vom28.Oktober  2020,  vom  25.  November 2020  und vom  2.  Dezember  2020 von Corona-bedingten Betriebsschließungen bzw. Betriebseinschränkungen  lin  Dezember  2020  betroffen sind und deshalb erhebliche Umsatzausfälle erleiden. 

(4) Ein Anspruch auf  die  Gewährung  der  Billigkeitsleistungen besteht nicht. Vielmehr entscheidet  die  Bewilligungsstецe aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel.  Mit  Inkrafttreten  des  zweiten Nachtragshaushalts stellt  der Bund  2020  über  die  Länder  Haushaltsmittel  in  Höhe  von  insgesamt  bis  zu  24,6  Mrd.  Euro aus dem Bundeshaushalt  2020  zur Verfigung. Für Ausgaben im Haushaltsjahr  2021  stellt der  Bund fUr  die  Länder  vorbehaltlich  des  Inkrafttretens  des  Haushalts  2021  zusätzliche Mittel zur Verfügung.  Die  Verteilung  der  Mittel erfolgt nach Bedarf. 

(5)Die  Vorbereitung  des  Antrags auf  die  Novemberhilfe  und  Dezemberhilfe erfolgt ausschließlich  über  ein Onlineportal, das  die  Antragsberechtigten bei  der  Antragstellung unterstützt. Für das  Portal,  durch  welches  das Ausfüllen  des  Antragsformulars  und  die Zusammenstellung  von  Unterlagen sowie eine Weiterleitung  an die  zuständige Bewilligungsstelle auf Landesebene erleichtert wird, ist das Bundesministerium flür Wirtschaft  und  Energie (BMWi) datenschutzrеchtlich gemäß  Art. 4  Nr.  72. HS  DS-GVO verantwortlich. Zwecke únd Mittel  der  Datenverarbeitung werden  in  dieser Vereinbarung wie folgt festgelegt:  Die  Zwecke  der  Datenverarbeitung sind  die  nutzeгorientierte Assistenz bei  der  Eingabe  der  für  die  späteren Verwaltungsverfahren erforderlichen Daten,  die  Übermittlung  an die  zuständige Bewilligungsstelle sowie ein Rückkanal für  die Kоrnmшiikation  und  die  Bereitstellung  der  Bescheide. Darüber hinaús sind  die  Zwecke der  Datenverarbeitung  die  Datenschutzkontrolle,  die  Datensicherung  und  der Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes  der  Datenverarbeitungssysteme. Das Mittel  der  Datenverarbeitung ist das vom BMWi für  den  Betrieb  des  Verfahrens . eingesetzte System. 

Die  fachliche Prüfung  und  Bescheidung  der  Anträge erfolgt ebenfalls online  in den  sog. Fachverfahren  der  Bewilligungsstellen auf Länderebene. Für dieses eigentliche Verwaltungsverfahren sind  die  Bewilligungsstellen  der  Länder  nach  Art. 4  Nr.  72. HS DS-GVO datenschutzrechtlich verantwortlich. Zwecke  und  Mittel  der  Datenverarbeitung werden  in  dieser Vereinbarung wie folgt festgelegt: Zweck  der  Datenverarbeitung ist  die Ausführung  des den  Bewilligungsstellen  der  Länder  in  dieser Vereinbarung zugewiesenen Programms  der  Gewшi ung  der  Soforthilfen  des  Bundes als „Überbrückungshilfen" sowie . 
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„Novemberhilfen" und „I)ezemberhilfen". Das Mittel  der  Datenverarbeitung ist das  von 

Bewilligungsstellen für  den  Betrieb  des  Verfahrens eingesetzte System. . 

Artikel  

Verwendung  der  Mittel 

(la) Die  Mittel  des  Bundes sind für Überbrückungshilfen-Lrste  Phase  (Förderzeitгаиш Juni 

bis August  2020) an  Unternehmen aller Branchen, einschliclllich  der  landwirtschaftlichen 

Urproduktion, soweit sie sich nicht für  den  Wirtschаf~sstabilisi.erungsfonds (WSF) 

qualifizieren,  an  Soloselbständige und selbständige Angehörige  der  Freien Berufe im 

Ilauptcrwerb vorgesehen, deren Umsatz iд  den  Monaten April und  Mai 2020 

zusammengenommen um mindestens  60  % gegenilber April und  Mai 2019 

zurückgegangen ist. Bei Unternehmen,  die  zwischen dem  1.  April  2019  und dem  31. 

Oktober  2019  gegriiridet worden sind, sind statt  der  Monate April und  Mai 2019 die 

Monate November und Dezember  2019  zum Vergleich heranzuziehen.  Die  Mittel sind als 

Billigkeitsleistungen nach §  53  BI  IO  zur Finanzierung  von  fortlaufenden bctгΡјeblicheп 

Fixkosten  der  Antragsteller vorgesehen. 

(1 b) Die  Mittel dcs Bundes sind für Oberbrückungshilfen-Zweitc  Phase  (Förderzeitraum 

September  bis  Dezember  2020) an  Unternehmen  aller  Branchen, einschließlich  der 

landwirtsclaftlichen Urproduktion, soweit sie sich nicht für  den 

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) qualifizieren,  an  Sоloselbständige  mid 

selbständige Angehörige  der  Freien Berufe im Hauрterwérb vorgesehen, deren Umsatz . 

entweder im Zeitraum April  bis  August  2020 in  zwei zusammenhängcndcn Monaten um 

mindestens  50  % gegenüber  den  jewciligcn Voijahresmonaten zurückgegangen ist oder 

im Durchschnitt  in den  Monaten April  bis  August  2020  gegenüber dem 

Voijahrcszcitrainni tun mindestens  30  % eingebrochen ist.  Die  vorgenannten 

Bedingungen  des  Umsatzrtickgangs gelten nicht für Unternehmen, dic aufgrund  von 

starken saisonalen Schwankungеn ihrçs Geschäfts im Zeitraum April  bis  August  2019 

zusammen weniger als  15  %  des  Jahresumsatzes erzielt haben. Bei Unternehmen,  die 

nach dem  1.  Juli  2019  gegründet worden sind, sind  rum  Nachweis  des  Umsatzeinbruches 

von  mindestens  50  % statt  der  Monate April  bis  August  2019 die  Monate November  und 

Dezember  2019  zum Vergleich heranzuziehen. Bei Unternehmen,  die  nach dem 

1.  September  2019  gegründet worden sind, sind zum Nachweis  des  Umsatzeinbruches 

von  mindestens  50  %  in den  Monaten September  bis  Dezember  2020 die  Monate 

November  2019  bis  Februar  2020  zum Vergleich heranzuziehen. Unternehmen,  die  nach 

dem  31.  Oktober  2019  neu gegründet worden sind, sind nicht antragsberechtigt.  Die 

Mittel sind als Billigkeitsleistungen nach §  53  BIO  zur Finanzierung  von  fortlaufenden 

betrieblichen Fixkosten  der  Antragsteller vorgesehen. 

(lc)  Di'e Mittel  des  Bundes sind für  die  Novemberhilfe  an  alle Unternehmen (auch 

öffentliche), einschließlich Betiicben, Selbständigen, Vereinen  und  Einrichtungen 

vorgesehen, dic dic folgenden Voraussetzungen erftillen: Alle Unternehmen  und 

Soloselbstständigen,  die  auf Grundlage  der  erlassenen Schließungsverordnungen  der 



Länder  in  Folge  des  Beschlusses  von  Bund und Ländern vom  28.  Oktober  2020 den 

Geschäftsbetrieb einstellen mussten (direkt betroffene Unternehmen) sowie alle 

Unternehmen und Soloselbstständigen,  die  nachweislich und regelmäßig mindestens  80 

% ihrer Umsätze mit direkt  von den  o.g. Maßnahmen betroffenen Unternehmen erzielen 

(indirekt betroffene Unternehmen). Antragsberechtigt sind auch Unternehmen und 

Sòloselbstständigе,  die  regelmäßig mindestens  80  % ihrer Umsätze durch Lieferungen 

und Leistungen im Auftrag direkt  von der  Maßnahme betroffener Unternehmen über 

Dritte (zum Beispiel Veranstaltungsagenturen) erzielen. Diese Antragsteller müssen 

zweifelsfrei nachweisen, dass sie wegen  der  Schließungsverordnungen auf  der  Grundlage 

der  Ziffern  5  bis  8 des  vorgenannten Beschlusses vom  28.  Oktober  2020  einen 

Umsatzeinbruch  von  mehr als  80  % im November  2020  erleiden. Beherbergungsbetriebe 

und Veranstaltungsstätten werden als direkt betroffene Unternehmen angesehen.  Die 

Mittel werden als Billigkeitsleistungen nach §  53  BIO  zur Kompensation  der 

Umsatzausfälle gewährt. 

(1d) Die  Mittel  des  Bundes sind flir  die  Dezemberhilfe  an  alle Unternehmen (auch 

öffentliche), einschließlich Betrieben, Selbständigen, Vereinen und Einrichtungen 

vorgesehen,  die die  folgenden Voraussetzungen erfüllen: Alle Unternehmen und 

Soloselbstständigen,  die  auf Grundlage  der  erlassenen Schließungsverordnungen  der 

Länder  in  Folge  der  Beschlüsse  von  Bund und Ländern vom  28.  Oktober  2020,  vom  25. 

November  2020  und vom  2.  Dezember  2020 den  Geschäftsbetrieb im Dezember  2020 

einstellen mussten (direkt betroffene Unternehmen) sowie alle Unternehmen und 

Soloselbstständigen,  die  nachweislich und regelmäßig mindestens  80  % ihrer Umsätze 

mit direkt  von den  o.g. Maßnahmen betroffenen Unternehmen erzielen (indirekt 

betroffene Unternehmen). Antragsberechtigt sind auch Unternehmen und 

Soloselbstständige,  die  regelmäßig mindestens  80  % ihrer Umsätze durch Liéferungen 

und Leistungen im Auftrag dirékt  von der  Maßnahme betroffener Unternehmen über 

Dritte (zum Beispiel Veranstaltungsagenturen) erzielen. Diese Antragsteller müssen 

zweifelsfrei nachweisen, dass sie wegen  der  Schließungsverordnungen auf  der  Grundlage 

der  Ziffern  5  bis  8 des  vorgenannten Beschlusses vom  28.  Oktober  2020  einen 

Umsatzeinbruch  von  mehr als  80  % im Dezember  2020  erleiden. Bеhеrbergungsbétгiebе 

und Veranstaltungsstätten werden als direkt betroffene Unternehmen angesehen.  Die 

Mittél werden als Billigkeitsleistungen nach §  53  BIO  zur Kompensation  der 

Umsatzausfälle gewährt. 

(2) Das  Land  Bremen beachtet beim Vollzug  der in  Artikel Absatz  1,2  und  3  genannten 

Hilfsprogramme  die  Vorgaben  des  Bundes.  Die  Voraussetzungen für  die  Gewab ung  der 

Billigkeitsleistung,  die  Iihe  der  Billigkeitsleistung  und  weitere Einzelheiten zu  den 

Billigkeitsleistungen ergeben sich aus  der  Anlage „Vollzugshinweise". Bund  und Länder 

stimmen zudem gemeinsame  FAQ  ab. 

(3) Leistungen nach §  53  BIO  aus dem Bundesprogramm  „Corona-Soforthilfen für 

Kleinunternehmen  und  soloselbständige" oder aus  den  dieses Bundesprogramm 

ergänzenden Sófortbнfеprogranцnen  der Lander  werden anteilig auf  die 
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йbеrbrtickungshilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum, ftir  den  Soforthilfe gezahlt wird, 

sich mit dem Zeitraum, für  den  Überbrückungshilfe gezahlt wird, überschneidet. 

(4) Zuschüsse aus anderen Zuschussprogrammen  des  Bundes und  der  Länder,  die  Hilfen im 

Zusammenhang mit  der Corona-Pandemie gewähren, werden ebenfalls auf  die 

Überbrückungshilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum und  der  Leistungszweck dieser 

Hilfen sich mit dem Zeitraum und dem Leistungszweck  der  Überbrückungshilfe 

überschneiden. 

(5) Gleichartige Leistungen aus anderen Hilfsprogrammen  des  Bundes und  der  Länder,  die 

Hilfen im Zusammenhang mit  der Corona-Pandemie gewähren, werden auf  die 

Novemberhilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum dieser Hilfen sich mit dem 

Leistungszeitraum  der  Novemberhilfe überschneidet. Kurzarbeitergeld inklusive  der 

Erstattung. von  Sozialversicherungsbeiträgen wird für  den  Leistungszeitraum auf  die 

• Leistungen  der  Novemberhilfe angerechnet.. 

(6)Gleichartige Leistungen aus anderen Hilfsprográmmen  des  Bundes und  der  Länder, dic 

Ililfen im Zusammenhang mit  der Corona-Pandemie gewälгen, werden auf  die 

Dezemberhilfe angerechnet, soweit  der  Zeitraum dieser Hilfen sich mit dem 

Leistungszeitraum  der  Dezemberhilfe überschneidet. Kurzarbeitergeld inklusive  der 

Erstattung  von  Sozialversicherungsbeiträgen wird für  den  Leistungszeitraum auf  die 

Leistungen  der  Dezemberhilfe angerechnet 

(7)Leistungen aus  der  Überbrückungshilfe und der.Novemberhilfc werden wechselseitig 

angerechnet, sofern sie ftir  den  selben Fördcrzeitraum erfolgen. Wird zuerst ein Antrag' 

für  die  zweite  Phase der  Überbrückungshilfe und anschließend ein Antrag auf 

Novemberhilfe gestellt, sind  die  im Rahmen  der  Überbrückungshilfe für November  2020 

beantragten Zuschüsse bei  der  Antragstellung fUr Novemberhilfe entsprechend 

anzugeben. Wird zuerst ein Antrag für Novemberhilfe und anschließend ein Antrag auf 

Überbrückungshilfe 'gestellt, sind  die  im Rahmen  der  Novemberhilfe beantragten 

Zuschüsse bei  der  Antragstellung für dic Überbrückuugshilfe entsprechend anzugeben. 

(8)Leistungen aus  der  Überbrückungshilfe und  der  Dezemberhilfe werden wechselseitig 

angerechnet, sofern sie für  den  selben Förderzeitraum erfolgen. Wird zuerst ein Antrag, 

für dic Überbrückungshilfe und anschließend ein Antrag auf Dezemberhilfe gestellt, sind 

die  im Rahmen  der  Überbrückungshilfe  fair  Dezember  2020  beantragten Zuschüsse bei 

der  Antragstellung für Dezemberhilfe entsprechend anzugeben. Wird zuerst ein Antrag 

für Dezemberhilfe und anschließend ein Antrag auf Überbrückungshilfe gestellt, sind  die 

im Rahmen  der  Dezemberhilfe beantragten Zuschüsse bei  der  Antтagstellung für  die 

Überbrückungshilfe entsprechend anzugeben. 



Artikel  3 

Zuteilung  der  Mittel  des  Bundes 

(1) Die  Länder  werden ermächtigt,  die  Bundesmittel fix• zu erwartende Zahlungen  der 

Billigkeitsleistungen  in den  Haushaltsjahren  2020  und  2021  selbststlinndig aus dem 
Bundeshaushalt abzurufen. Dieser Abruf darf  in  Höhe  der  voraussichtlichen Zahlungen 
erfolgen.  Die  Hohe  der  geplanten Abrufe sind dem Bundesministerium für Finanzen  per 

E-Mail  an  liquiditat@bmf.bund.de  mindestens drei  Tage  vor Abruf mitzuteilen.  Der 
. letztmögliche Abruf  der  Bundesmittel für  die Lander  muss für  die  Überbrückungshilfe  I 

bis  zum  15.  Dezember  2020  erfolgen.  Fi r die  Überbrückungshilfe  II  und  die 
Novemberhilfe sollte  der  Abruf  f  ir  die  Bundesmittel  bis  zum  15.  Dezember  2020 

erfolgen, muss jedoch spätestens  bis  zum  15.  Dezember  2021  erfolgen..Ftir  die 

Dezemberhilfe muss  der  Abruf für  die  Bundesmittel spätestens  bis  zum  15.  Dezember 

2021  erfolgen. Das  Land  Bremen wendet bei  der  Mittelvergabe das geltende 

Haushaltsrecht  des Landes an. 

(2)Das  Land  Bremen leitet  die  aus dem Bundeshaushalt abgerufenen Mittel unverzüglich 

nach Bewilligung  an den  Leistungsempfänger weiter. 

(3)Das  Land  Bremen hat über  die  vom Bund  in  Anspruch genommenen Mittel innerhalb 

einer Frist  von  sechs Monaten ab Abruf Rechnung zu legen. 

Artikel  4 

Vollzug. 

(1) Die  Maßnahmen werden vom  Land  Bremen oder einem durch das  Land  beauftragten 

Dritten vollzogen. Bei Abwicklung  der  Maßnahmen kann sich das  Land  weiterer privater 

Dritter bedienen. 

(2)Zuständig für  die  Bewilligung und Auszahlung  der in  Artikel  1  Absatz  1, 2  und  3 
genannten Hilfsprogramme  des  Bundes als Billigkeitsleistung nach §  53  BHO sind  die. 

von den  Ländern gemäß Absatz  1  ыёгffl • benannten Stellen (Bewilligungsstellen).  Die 

für die  Bewirtschaftung erforderlichen Mittel werden  den  Bewilligungsstellen vom  Land 

zur Verfllgung gestellt. 

(3)  Die  Antragstellung für  die in  Artikel  1  Absatz  1  genannten Hilfsprogramme erfolgt 

ausschließlich durch einen vom Antragsteller beauftragten Steuerberater, 

Wirtschaftsprtifer, vereidigten Buchprüfer oder Rechtsanwalt. 

Bei  der in  Artikel  1  Absatz  2  genannten Novemberhilfe sowie  der in  Artikel  1  Absatz  3 

genanten Dezemberhilfe sind soloselbstständige bis zu einem Förderhöchstsatz  von 

5.000  Euro  йntеr besonderen Identifizierungspflichten direkt antragsberechtigt. 

Die  Antragstellung für  die  Novemberhilfe und Dezemberhilfe erfolgt ausschließlich 
durch einen vom Antragsteller beauftragten Steuerberater, Wirtschaftspriifer, vereidigten 

Buchprüfer  Oder  Rechtsanwalt, wenn eine  der  unter Ziffern  a)  bis  c)  genannten 

Voraussetzungen vorliegt: . 
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a) Dic Höhe  der  zu beantragenden Billigkeitsleistung tiberschreitet  den  Betrag  von 5000 

Euro, 

b) Der  Antragsteller hat bereits Überbrückungshilfe beantragt, 

c) Beim Antragsteller handelt  es  sich nicht um Soloselbstständige. 

Bei  den  Anträgen fOr  die  Novemberhilfe und dic Dezemberhilfe erfolgt bei 

Direktanträgen  von  Soloselbständigen his zu einem Förderhöchstsatz  von 5.000  Euro  eine 

automatische Identifizierung  der  Antragsteller und Prüfung dci' Antrage.  Die 

automatische Priifung und Bescheidung  der  Anträge erfolgt durch  die  Bewilligungsstellen 

der  Länder auf Basis  der  vom Bund bereitgestellten Daten. Dabei handelt  es  sich um 

einen vollständig automatisierten Erlass eines Verwàltungsakts im Sinne деr jeweiligen 

Verwaltungsverfahrensgesetze  der  Länder.  Die  Kriterien  der  Prtifung werden vom Bund 

in  Benehmen mit  den  Ländern festgelegt.  Die  Zahlung wird automatisiert nach  der 

automatischen Prüfung und Bescheidung im Fachverfahren  der  Länder durch  den  Bund 

geleistet. I)ie Länder übemehmen für  die  vom Bund bereitgestellten Daten keine 

Haftung: 

Bei  der  Ausgestaltung  des  Antragsverfahrens und  der  Antragsprüfung ist das  Land 

Bremen für angemessene und effektive Vorkehrungen zur Verhinderung  von  Missbrauch 

und für  die  Einhaltung  der  datenschutzrechtlichen Vorgaben verantwortlich.  Die 

Bewilligungsstelle stimmt sich dabei soweit erforderlich mit weiteren Behörden, 

beispielsweise mit  der  Finanzverwaltung,  den  zuständigen Stellen für јт-Sicherheit und 

dem Landeskriminalamt, ab. 

Die  Bewilligungsstellen entscheiden, ob  die  Voraussetzungen für  die  Gewährung  der 

Billigkeitsleistung vorliegen sowie über deren Höhe, außer  in  Fällen,  in  denen eine 

automatische Verarbeitung erfolgt. Dabei diúfen  die  Bewilligungsstellen auf  die  im 

Antrag gemachten Angaben vertrauen, soweit  es  keine Anhaltspunkte fttr . 

Unvollständigkeit oder Fehlerhaftigkeit  der  Angaben gibt. Bei  der  Überbrückungshilfe 

sind das  Land  oder  die  Bewilligungsstellen verpflichtet, stichprobenartige Kontrollen bei 

mindestens  5  % aller Leistungsempfänger durchzuführen. Bei  der  Novemberhilfe sind 

das  Land  oder dic Bewilligungsstellen verpflichtet, bei direkt gestellten Anträgen 

stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  1  %  der  Leistungsempfänger durchzuführen 

und bei .tiber prüfende Dritte gestellten Anträgen bis  20.000  Euro  stichprobenartige 

Kontrollen bei mindestens  5  %  der  Leistungsempfänger durchzuführen. Bei allen 

Anträgen über  20.000  Euro  sind bei  der  Novemberhilfe stichprobenartigc Kontrollen bei 

mindestens  30% der  Leistungsempfänger durchzuführen. Bei  der  Dezemberhilfe sind das 

Land  oder  die  Bewilligungsstellen vcrpflichtet bei gestellten Anträgen  von  unter  20.000 

Euro  stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  10% der  Leistungsempfänger 

durchzuführen. Bei Anträgen  von  über  20.000  Euro  sind  in der  Dezemberhilfe . 

stichprobenartige Kontrollen bei mindestens  30  %  der  Leistungsempfänger 

durchzuführen. 
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(5)  Sofern  der  Antrag auf Gewährung einer Billigkeitsleistung im Rahmen  der in  Artikel  1 

Absatz  1, 2  und  3  genannten Hilfsprogramme bewilligt wird, wird ein 

Bewilligungsbescheid erlassen.  In  dem Bewilligungsbescheid ist kenntlich zu machen, 

dass  es  sich um Mittel  des  Bundes handelt. 

(6)  Nach Abschluss  des  Leistungszeitraums und Eingang  der  Unterlagen überprüfen  die 

Bewilligungsstellen auf  der  Grundlage  der  ftir•  die  Schlussabrechnung  der  ausgezahlten 

Billigkeitsleistung erstellten Bestätigung  des  Sеuerberatеrs, Wirtschaftsprüfers, 

vereidigten Buchprüfers oder Rechtsanwalts für jeden Antrag folgendes: 

a)das Vorliegen  der  Voraussetzungen für  die  Gewährung  der  Billigkeitsleistung, 

b) die  Höhe und Dauer dér Billigkeitsleistung sowie 

c) eine etwaige iberkompensation. 

Nach  Art. 2  dieser VV sind zu viel gezahlte Leistungen zurückzufordern.  Die 

Bewilligungsstelle prüft  die  inhaltliche Richtigkeit  der  Bestätigung  des  Steuerberaters, 

Wirtschaftsprüfers, vereidigten Buchprüfers oder Rechtsanwalts und  der  ftir  die . 

Bewilligung  der  Billigkeitsleistung maßgeblichen Versicherungen  des  Antragsstehers 

stichprobenartig und verdachtsabhängig nach. 

(7) Antragsberechtigte,  die  ihren. Antrag  über  einen Prüfenden Dritten stellen, erhalten als 

Vorauszahlúng auf  die  entgültige Förderung durch  die  Bewilligungsstelle eine 

Abschlagszahlung  in  Höhe  von 50  %  der  beantragten Förderung, jedoch höchstens 

50.000  Euro.  Die  automatische Prüfung  und  vorläufige Bescheidung  der  Anträge erfolgt 

durch  die  Bewihigungsstellen  der  Länder  auf Basis  der  vom Bund bereitgestellten Daten. 

Dabei handelt  es  sich um einen vollständig automatisierten Erlass eines Verwaltungsakts 

im Sinne  der  jeweiligen Verwaltungsverfahrensgesetze  der  Länder.  Die  Kriterien  der 

Prüfung werden vom Bund im Benehmen  mit  den  Ländern festgelegt.  Die  Zahlung wird 

automatisiert nach  der  automatischen Prüfung  und  Bescheidung im Fachverfahren  der 

Länder  durch  den  Bund geleistet.  Die Lander  übernehmen für  die  vom Bund 

bereitgestellten Daten keine Haftung. 

Artikel  5 

Unterrichtung und Prüfung 

(1) Der  Bund ist über  die  beabsichtigten Maßnahmen  des Landes  zu  den in  Artikel  1  Absatz 

1, 2  und  3  genannten Hilfsprogrannnen, einschließlich eventueller Richtlinien und 

Erlauterungen  des Landes  oder  des  durch das  Land  beauftragten Dritten zu  den 

Übérbrückungshilfen, zeitnah zu unterrichten. Grundlegende Fragen,  die  für  die 

Durchführung  der  oben genannten Hilfsprogramme  relevant  sind, insbesondere zur 

Auslegung dieser Verwaltungsvereinbarung und  der  Vollzugshinweise, werden durch alle 

Bundesländer' koordiniert und gemeinsam  an den  Bund herangetragen und sollen 

verbindlich für alle Länder beantwortet werden. Dabei soll soweit möglich ein zwischen 

den  Ländern abgestimmter Vorschlag zur Lösung  der  Frage unterbreitet werden. 
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(2)Nach Abschluss dieser Vereinbarung sind dem Bund vom  Land in  einem vom Bund 

vorgegebenen Turnus detaillierte Angaben über  die  Anzahl  der  gestellten und bewilligten 

Anträge (auch differenziert nach Branchen) vorzulegen..  Dies  gilt nicht für Länder,  die 

am  gemeinsamen Fachverfahren teilnehmen. Alle Ländér haben dem Bund  in  einem vom 

Bund vorgegebenen Turnus detaillierte Angaben zur Höhe  der  bewilligten und 

ausgezahlten Mittel sowie Abrechnungen über  den  Mittelabfluss vorzulegen. Bei Bedarf 

kann  der  Bund ergänzende Angaben verlangen. Nach Beendigung  der  Maßnahmen 

übersendet das  Land  Bremen dem Bund bis spätestens  31.  Juli  2022  einen Schlussbericht 

über  die  Durchfüli ung  der  Maßnahmen sowie  die  Höhe  der  zugewiesenen und 

verausgabten Bundes- und Landesmittel. Aufgrund seiner Berichtspflichten kann  der 

Bund weitere Angaben fordern, insbesondere soweit beihilferechtliche oder 

europarechtliche Vorgaben oder parlamentarische Ànfragеn  dies  erfordern. 

(3)Das  Land  Bremen verpflichtet sich, stichprobenartig und verdachtsabhängig Prüfungen 

gemäß Artikel  4  Absatz  4  durchzuführen und dem Bund im Leistungszeitraum monatlich 

die  Priifungsmitteilungen zuzusenden. 

(4)Der  Bund und  der  Bundesrechnungshof oder deren Beauftragte können bei  den 

Dienststellen  des Landes  Bremen,  die  mit  der  Bewirtschaftung  der  Bundesmittel befasst 

sind, sowie bei allen sonstigen Stellen,  die  das  Land  Bremen bei  der  Weitergabe  der  . 

Mittel eingeschaltet hat, prüfen. Dieses Priffungsrecht besteht auch gegenüber dem 

Leistungsempfänger und ist  lin  Bewilligungsbescheid aufzunehmen. 

(5)Did  Länder  tragen dafür Sorge, dass alle aus  der  Gewährung  der  Überbrückungshilfe 

sowie  der  November-  und  Dezemberhilfe resultierenden Berichtspflichten erfüllt werden. 

Artikel  б 

Rückzahlung  von  Mitteln 

Nichtverbrauchte Mittel  des  Bundes sind  an den  Bund zurückzuüberweisen. Beträge,  die 

aufgrund verwaltungsverfahrensrechtlicher Regelungen zurückzufordern sind und 

zurückgezahlt wurden, sind vom  Land  Bremen ebenfalls zu vereinnahmen und  der  auf  den 

Bund entfallende Anteil einschließlich etwaig erhobener Zinsen  an den  Bund zu erstatten. 

Artikel  7 
Steuerrechtliche Hinweise 

Die  als Überbrückungshilfe und Novemberhilfe sowie Dezemberhilfe unter  den  vorstehenden 

Voraussetzungen bezogenen Billigkeitsleistungen sind steuerbar und nach  den  allgemeinen 

steuerrechtlichen Regelungen im Rahmen  der  Gewinnermittlung zu berücksichtigen.  Die 

Bewilligungsstelle informiert elektronisch  die  Finanzbehörden  von  Amts wegen über  die 

einem Leistungsempfänger jeweils gewährte Billigkeitsleistung; dabei sind  die  Vorgaben  der 

Abgabenordnung,  der  Mitteilungsverordnung sowie etwaiger anderer steuerrechtlicher 

Regelungen zu. beachten. Für Zwecke  der  Festsetzung  von  Steuervorauszahlungen sind  die 

Überbrückungshilfe sowie  die  Novemberhilfe und Dezemberhilfe nicht zu berücksichtigen. 



1о 

Als echte Zuschüsse sind  die  Überbriickungshillc sowie  die  Novemberhilfe und 

Dezemherhilfe nicht umsatzsteuerbar. 

Artikel  8 

Inkrafttreten 

Die  Ergänzende Verwaltungsvereinbarung tritt rückwirkend zum  1.  Dezember  2020 in Kraft. 

Bremen,  den 18.12.20 

für das  Land  Bremen 

Die  Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und 

Europa 

Berlin,  N  _ ю ?~  

für  die  Bundesrepublik  Deutschland 

Bundesministerium für Wirtschaft und 

Energie 

1n Verj~etгitng  

~ h 
SvéГ Wiebe 

-StaatsTat-
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